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Internationales Steuerrecht

FG Bremen: Nachweis des Besteuerungsverzichtes nach Treaty-
Override-Regelung

Sachverhalt
Der Kläger war 2007 für seinen deutschen Arbeitgeber in den USA tätig. Sein Aufenthalt in
den USA betrug 251 Tage. Der Kläger war in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig und
bezog aus dem Arbeitsverhältnis Arbeitslohn. Der Kläger beantragte die Freistellung des auf
die Tätigkeit in den USA anfallenden Arbeitslohnes mit der Begründung, er habe in den
Vereinigten Staaten mit einem G4-Visum gearbeitet und eine in den USA konzessionierte
Steuerprüferin habe bescheinigt, dass dieses Visum für die Arbeit bei internationalen
Organisationen erteilt werde und die Gehälter von Arbeitnehmern einer internationalen
Organisation von der Besteuerung in den USA ausgenommen werden. Im
Einkommensteuerbescheid 2007 lehnte das Finanzamt die vom Kläger begehrte
Freistellung mit der Begründung ab, dass der Kläger nicht den nach § 50d Abs. 8 S.1 EStG zu
erbringenden Nachweis, dass die USA auf ihr Besteuerungsrecht verzichtet haben, erbracht
hat. 
Streitig ist, wie der Nachweis des Besteuerungsverzichts der USA zu erbringen ist.

Entscheidung
Die Klage ist unbegründet. Der Einkommensteuerbescheid 2007 und die
Einspruchsentscheidung sind rechtmäßig. Gegen die Regelung des § 50d Abs. 8 EStG
bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Das Finanzamt hat zu Recht das vom
Kläger im Jahre 2007 bezogene Gehalt vollständig, d. h. einschließlich der für seine Tätigkeit
in den Vereinigten Staaten bezogenen Einkünfte, der deutschen Einkommensbesteuerung
unterworfen. 

Die Einkünfte des Klägers, die auf die Tätigkeit in den USA entfallen, können in den USA
besteuert werden und sind dann grundsätzlich von der deutschen Besteuerung (unter
Progressionsvorbehalt) auszunehmen (Art. 23 Abs. 3a DBA USA). Das Besteuerungsrecht
fällt nicht an Deutschland zurück, da der Kläger sich länger als 183 Tage in den USA
aufgehalten hat (Art. 15 Abs. 2 DBA USA).Die Freistellung der Einkünfte von der deutschen
Besteuerung ist nur zu gewähren, wenn der Steuerpflichtige - zur Sicherstellung der
einmaligen Besteuerung - den Nachweis erbringt, dass die USA auf das Besteuerungsrecht
verzichtet haben (§ 50d Abs. 8 EStG/Treaty Override). 

Eine Ausnahme des Klägers von der Steuerpflicht in den Vereinigten Staaten kann nicht
damit begründet werden, dass er über ein Visum verfügt hat, wie es üblicherweise nur
Beschäftigten internationaler Organisationen ausgestellt wird. Aus der Inhaberschaft eines
G-4 Visums folge keine Steuerbefreiung. Auch kann eine Steuerberaterin nicht rechtlich
wirksam den Besteuerungsverzicht der USA bescheinigen. 

Die Freistellung der streitigen Einkünfte von der deutschen Steuer kann nicht erfolgen, da
der Kläger nicht den nach § 50d Abs. 8 S. 1 EStG zu erbringenden Nachweis, dass die
Vereinigten Staaten auf ihr Besteuerungsrecht verzichtet haben, erbracht hat. Die
Rückfallklausel des § 50d Abs. 8 EStG soll verhindern, dass nach einem
Doppelbesteuerungsabkommen von der Bundesrepublik Deutschland freizustellende
Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit deshalb vollständig von einer Besteuerung frei
bleiben, weil der Steuerpflichtige diese im Tätigkeitsstaat den Steuerbehörden nicht erklärt
hat. 
Der Nachweis nach § 50d Abs. 8 EStG kann durch eine Erklärung der Finanzbehörden des
anderen Staates, aus der sich ergibt, dass dieser auf sein Besteuerungsrecht verzichtet hat,
geführt werden. Ein Verzicht liegt nur dann vor, wenn der Staat in Kenntnis seines
Besteuerungsrechts die fraglichen Einkünfte nicht besteuert. Es sind Unterlagen vorzulegen,
aus denen sich ein Verzicht ergibt. Dieser kann gegenüber Einzelpersonen, aber auch
allgemein ausgesprochen worden sein. Aus dem Vortrag des Klägers lässt sich nicht
entnehmen, dass er seine Einkünfte in den USA den Steuerbehörden erklärt hat. 



Der Senat teilt nicht die verfassungsrechtlichen Bedenken, die im Hinblick auf ein Treaty
Override gegen § 50d Abs. 8 EStG geltend gemacht werden und sieht keinen Anlass, an der
Verfassungsmäßigkeit der Bestimmung zu zweifeln (FG Bremen, Urteil vom 10.02.2011). 

Die eingelegte Revision (I R 30/11) wurde zwischenzeitlich zurückgenommen. Das Urteil ist
rechtskräftig.

Betroffene Normen
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